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Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

als Anlage übersende ich den öffentiichen Bericht d~r Landesregierung 
zu dem o. g. Tagesordnungspunkt in 60-facher Ausfertigung zur Weiter­
leitung an die Mitglieder des Rechtsausschusses. 

Mit freundl~hen Grüßen 
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Düsseldorf, den 13. November 2015 

Justizministerium des Landes Nordrhein-Westfalen 

51. Sitzung des Rechtsausschusses 

des Landtags Nordrhein-Westfalen 

am 18. November 2015 

Schriftlicher Bericht zum Tagesordnungspunkt 

"Wo bleibt die von Minister Kutschaty im Jahr 2012 

angekündigte Opferhilfe-Stiftung?" 
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Mit dem vorliegenden Bericht der Landesregierung erfolgt die in dem Anmeldungs­
schreiben vom 6. November 2015 erbetene Unterrichtung zum vorbezeichneten Ta­
gesordnungspunkt. 

I. 

Der Opferschutz ist ein zentrales Anliegen der Landesregierung. Aus diesem Grund 
beschäftigt sie sich seit jeher und fortlaufend mit Konzepten, die zur weiteren Ver­
besserung des Opferschutzes beitragen können. Hierbei hat sich die Landesregie­
rung auch mit Modellen zur Errichtung einer so genannten Opferhilfestiftung befasst. 

Die Expertengruppe Opferschutz hat ein entsprechendes Modell bereits mit ihrem 
ersten Bericht aus dem Jahr 2007 vorgelegt und sich in der Folgezeit stets für die 
Gründung einer solchen Stiftung ausgesprochen. Auch die Landesregierung hat die 
Einrichtung einer Opferhilfestiftung, die bürgernah, unbürokratisch und wirksam ma­
terielle und immaterielle Opferhilfe anbieten soll, stets grundsätzlich befürwortet. 

11. 

Die Errichtung einer "Stiftung Opferhilfe Nordrhein-Westfalen" ist bislang aus haus­
haltswirtschaftlichen Gründen unterblieben. Eine solche Stiftung müsste nämlich für 
die Aufnahme einer effizienten Arbeit mit einem erheblichen Stiftungskapital ausge­
stattet werden. 

Öffentliche Mittel in der benötigten Höhe standen bislang angesichts der angespann­
ten Haushaltslage in Nordrhein-Westfalen nicht zur Verfügung. 

Die Möglichkeit, das Stiftungskapital aus Spenden oder Drittmitteln aufzubringen, 
wurde nach Beratungen des Justizministeriums mit der Expertengruppe Opferschutz 
verworfen, da die nicht fernliegende Sorge der Expertinnen und Experten besteht, 
dass die Einrichtung einer Landesstiftung nicht per se zu einer Vermehrung des 
Spenden- und Geldauflagenvolumens im Bereich des Opferschutzes führen würde. 
Vielmehr wäre zu befürchten, dass es durch die Gründung einer drittmittelfinanzier­
tenlandeseigenen Stiftung lediglich zu einer Umverteilung von Geldmitteln zuguns­
ten der Stiftung und zu Lasten anderer gemeinnütziger Organisationen - und zwar 
gerade solcher, die sich ebenfalls im Opferschutz engagieren - käme. Dies könnte 
den Opferschutz in Nordrhein-Westfalen insgesamt empfindlich schwächen, anstatt 
ihn zu stärken. 
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111. 

Das Justizministerium hat vor diesem Hintergrund im Nachgang zum Opferschutzbe­
richt 2012 in Zusammenarbeit mit der Expertengruppe Opferschutz Möglichkeiten 
einer haushaltsschonenden und mit möglichst geringem administrativem Aufwand 
verbundenen Ausgestaltung einer Opferschutzstiftung geprüft. Dabei wurde unter 
anderem auch die Option der zweckgebundenen finanziellen Unterstützung einer 
bereits bestehenden Stiftung (rechtlich ausgestaltet etwa als unselbständige Stiftung 
bzw. Treuhandfonds) in den Blick genommen. 

An einer Realisierung sieht sich die Landesregierung allerdings seitgeraumer Zeit 
schon aufgrund der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen gehindert. Eine Stiftung 
"Opferhilfe" müsste ihre Leistungen nämlich überwiegend aus dem Stiftungsvermö­
gen erwirtschaften. 'Um mit den Erträgen nennenswerte Opferhilfe finanzieren zu 
können, müsste bei dem derzeitigen Zinsniveau eine - nicht zur Verfügung stehende 
- sehr große Summe gestiftet werden. Berichte in den Medien über Probleme beste­
hender Stiftungen zeigen dies. 

Die Landesregierung wird die weitere Entwicklung beobachten und die nach wie vor 
grundsätzlich für sinnvoll erachtete Errichtung einer Opferhilfestiftung bei günstigeren 
Rahmenbedingungen erneut prüfen. 


